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Vorhaben: 
 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Anforderungen an 
die kreislauforientierte Konstruktion von 
Fahrzeugen und über die Entsorgung von 
Altfahrzeugen, zur Änderung der Verordnungen 
(EU) 2018/858 und (EU) 2019/1020 und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2000/53/EG und 
2005/64/EG 

 
KOM-Nr.: 
 

COM_2023_451_1 

 
BR-Drucksache: 
 

493/23 

 
Federführendes Ressort/Aktenzeichen: 
 

MEKUN/ V 35 
 

 
Zielsetzung: 
 

Die vorgeschlagene VO steht im Einklang mit 
dem Ziel des europäischen Green Deals und des 
Aktionsplans für die Kreislaufwirtschaft eine 
nachhaltigere und widerstandsfähigere 
Automobilindustrie zu erreichen. 
Die Umweltauswirkungen im Zusammenhang 
mit der Herstellung und Entsorgung von 
Fahrzeugen sollen mit der VO verringert und 
die Nachhaltigkeit der Automobil- und 
Recyclingindustrie in Europa gestärkt werden. 

 
Wesentlicher Inhalt: 
 

Der Verordnungsvorschlag soll die bisherigen 
Richtlinien 2000/53/EG über Altfahrzeuge und 
2005/64/EG über die Typgenehmigung für 
Kraftfahrzeuge hinsichtlich ihrer 
Wiederverwendbarkeit, Recyclingfähigkeit und 
Verwertbarkeit ersetzen. Die Richtlinien sollen 
nun durch eine unmittelbar wirkende VO 
abgelöst werden. 
 
Der VO-Vorschlag enthält die folgenden 
Elemente: 
 
- verbessertes Fahrzeugdesign zur Erhöhung 

der Kreislaufwirtschaft von Fahrzeugen; 
- Vorgaben für den Rezyklatanteil; 
- Verbesserung der Behandlung von 

Altfahrzeugen; 
- Geordnete Entsorgung für eine größere 

Anzahl von Fahrzeugen, Verbot des Exports 
nicht fahrtüchtiger Fahrzeuge; 



- Erweiterte Herstellerverantwortung; 
- Ausweitung erfasster Fahrzeugtypen  
 

 
Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei 
Bedenken: kurze Begründung): 
 

 

Keine Bedenken; schon aus 
Wettbewerbsgründen sind entsprechende 
Anforderungen auf Ebene in einer in allen MS 
direkt wirksamen Verordnung zu erlassen 

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

Noch nicht absehbar. Vorgaben im 
Zusammenhang mit Typengenehmigungen sind 
vom Kraftfahrtbundesamt zu vollziehen.  
Für die Einhaltung der Vorgaben wird 
personeller und technischer Aufwand für 
Fahrzeughersteller oder für die Entsorger 
notwendig. (z.B. zusätzliche Technik bei 
Behandlungsanlagen) 

Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 

a) Sitzung des UA Bundesrat am 09.11.2023    
unter TOP 6 

 
 

 


